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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Das im Zusammenhang mit der Werberegelung immer wieder aufflackernde
Kräftemessen zwischen den Interessen der Werbewirtschaft, der Privatsender, der SRG
und den Anliegen der Volksgesundheit widerspiegelte sich in den Beratungen des
Ständerats zu einer parlamentarischen Initiative Schmid (cvp, AI). Schmid verlangt eine
vorgezogene Teilrevision des RTVG zur Lockerung der Unterbrecherwerbung sowie zur
Zulassung von Werbung für Alkoholika entsprechend der Konvention des Europarates.
In seiner Herbstsession überwies der Rat die Initiative mit 29 zu 10 Stimmen. Im Mai
hatte bereits die ständerätliche Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF)
eine Lockerung der Werberegeln für private Fernsehstationen unterstützt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Anschluss an die Beratungen zum RTVG beschloss der Nationalrat, auf die
parlamentarische Initiative Schmid (cvp, AI), welcher die kleine Kammer 2001
zugestimmt hatte, einzutreten. Deren Hauptanliegen, die Zulassung der
Alkoholwerbung bei den privaten Programmanbietern, war zwar eben ins RTVG
aufgenommen worden und damit erfüllt. Mit diesem Votum wollte die Ratsmehrheit
aber ein Zeichen setzen und diesen bis zuletzt umstrittenen Entscheid (Aeschbacher,
evp, ZH, hatte noch kurz vor der Gesamtabstimmung erfolglos einen
Rückkommensantrag gestellt) bekräftigen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.2004
HANS HIRTER

Die vorberatende Kommission des Ständerates möchte bei der Liberalisierung der
Werbeordnung für die Privatsender nicht so weit gehen wie die grosse Kammer. Sie
lehnte die Zulassung der Werbung für Religion und Politik ab. Hingegen stellte sie sich
hinter den von den Erziehungsdirektoren beider Basel und des Aargau eingebrachten
Vorschlag, die SRG zur regelmässigen Ausstrahlung von Bildungssendungen zu
verpflichten. Die Kommission konnte ihre Beratungen im Berichtsjahr noch nicht
abschliessen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.09.2004
HANS HIRTER

Durch die Revision des RTVG waren die Motionen von Lombardi (cvp, TI) (Mo. 05.3222)
zur Erhaltung des Angebots von Swissinfo/SRI und von Borer (svp, SO) (Mo. 04.3190)
zur Aufhebung des Reklameverbots sowie die parlamentarische Initiative von Schmid
(cvp, AI) zur Revision des RTVG bereits gesetzgeberisch erfüllt und konnten
abgeschrieben werden. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2006
ANDREA MOSIMANN

Damit die Bevölkerung künftig vor Urnengängen besser informiert und mobilisiert
werden könnte, sollen Parteien und Abstimmungskomitees vor eidgenössischen
Abstimmungen gratis Werbezeit erhalten. Die Spots von maximal 30 Sekunden Länge
und einer Gesamtdauer von höchstens 3 Minuten pro Tag und Medium sollen vom
fünftletzten bis zum zweitletzten Samstag vor eidgenössischen Abstimmungen
ausgestrahlt werden. Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats schickte eine
entsprechende Vorlage in die Vernehmlassung. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.09.2007
ANDREA MOSIMANN

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats hatte 2007 Vorschläge zur
Verbesserung von Information und Mobilisierung der Bevölkerung vor Wahlen und
Abstimmungen in die Vernehmlassung geschickt. Im April wurden die Ergebnisse dieser
Konsultation veröffentlicht. Bei der SP, der CVP und den Grünen kamen die Vorschläge
gut an. Seitens der SVP und der FDP regte sich hingegen Widerstand. Während die SVP
die Vorlage komplett ablehnte, unterstützte die FDP zwar die Grundanliegen des
Vorhabens. Sie wandte aber ein, dass Gratis-Werbespots die politische Polarisierung
sowie die Tendenz grob vereinfachender Botschaften begünstigen könnten. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.04.2008
ANDREA MOSIMANN
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Der Nationalrat trat auf eine parlamentarische Initiative von Andreas Gross (sp, ZH), in
der die Einführung von Gratis-Meinungsspots von Parteien im Fernsehen und Radio im
Vorfeld von Abstimmungen gefordert wurde, nicht ein. Die Staatspolitische Kommission
des Nationalrates hatte den Vorschlag befürwortet, der Bundesrat dagegen
Nichteintreten empfohlen. Gross wollte die Rolle der Parteien bei der Meinungsbildung
stärken und einen Ausgleich für die unterschiedlichen finanziellen Möglichkeiten der
politischen Gruppierungen schaffen. Als Gegenargument wurde angeführt, dass die
kurzen Werbespots eine „Schlagwortpolitik“ fördern würden. Zudem wurde bezweifelt,
ob die vorgesehene Vorschrift, dass „unzutreffende Tatsachenbehauptungen“ in den
Spots nicht zulässig sein sollten, sinnvoll angewandt werden könnte. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.2009
SABINE HOHL

Mit seiner parlamentarischen Initiative beabsichtigte Thomas Müller (svp, SG), das
Parlament anstelle des Bundesrates zur Vergabe der SRG-Konzessionen zu
ermächtigen. Die virulent geführte Service-public-Diskussion verlange nach verstärkter
demokratischer Legitimation des Auftrags der SRG. Die vorberatende KVF-NR
beantragte mit 16 zu 9 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Als Hauptargument
gegen das Anliegen brachte die Kommissionsmehrheit die fehlende Realisierbarkeit des
Vorhabens an und äusserte ordnungspolitische Bedenken, operative Entscheide
betreffend die SRG-Konzessionen alleinig der Legislative zu überlassen. Gleichzeitig
zeigte sie sich kompromissbereit und verabschiedete eine Kommissionsmotion, mit der
sie eine duale Konzessionskompetenz verankern will. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2016
MARLÈNE GERBER

Neben der parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH) verlangt eine weitere
parlamentarische Initiative, eingereicht durch Hugues Hiltpold (fdp, GE), dass die SRG
nur unter bestimmten Bedingungen eine Zusammenarbeit mit anderen
Medienunternehmen eingehen darf. Beide Anliegen wurden nach der Bekanntgabe der
geplanten Werbeallianz zwischen der SRG, Swisscom und Ringier lanciert. Mit
deutlichen 21 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen beschloss die erstberatende KVF-NR im
August 2016, dem Anliegen Folge zu geben. Mit seinem Vorstoss verlangt der Genfer
FDP-Nationalrat, dass die SRG nur Zusammenarbeiten eingehen darf, wenn diese
„nachweislich zur Meinungsvielfalt und zur Angebotsvielfalt“ beitragen, und wenn allen
Medienunternehmen die Teilnahme diskriminierungsfrei offen steht. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2016
MARLÈNE GERBER

Neben der parlamentarischen Initiative Hiltpold (fdp, GE) verlangte auch Gregor Rutz
(svp, ZH) im Nachgang zur Bekanntgabe des Joint Ventures mit einer weiteren
parlamentarischen Initiative die Einschränkung der SRG in ihren Möglichkeiten zur
Zusammenarbeit mit anderen Medienunternehmen. Während die Einschränkungen im
Falle des Anliegens Hiltpold eher moderat ausfallen würden, will der SVP-Nationalrat
der SRG die Zusammenarbeit mit anderen Medienunternehmen nur bei „zwingende[r]
volkswirtschaftliche[r] Notwendigkeit“ erlauben. Diesem Anliegen standen die
zuständigen Kommissionen gespalten gegenüber. Während die KVF-NR Ende August
2016 mit Stichentscheid der Präsidentin für Folge geben warb, erfuhr das Anliegen im
Oktober desselben Jahres eine deutliche Abfuhr durch die ständerätliche
Schwesterkommission. Diese plädierte mit 10 zu 1 Stimme für keine Folge geben, da sie
von einer solchen Einschränkung negative Auswirkungen auf die wirtschaftliche
Innovationstätigkeit erwarte und der in der Initiative verwendete Rechtsbegriff der
zwingenden volkswirtschaftlichen Notwendigkeit nicht ausreichend definiert sei. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.10.2016
MARLÈNE GERBER

Im Oktober 2016 behandelte die KVF-SR die parlamentarische Initiative Hiltpold (fdp,
GE) zusammen mit der parlamentarischen Initiative Vonlanthen (cvp, FR) (16.410), die
ebenfalls eine diskriminierungsfreie Kooperation der SRG mit anderen
Medienunternehmen sicherstellen sollte. Die Kommission beschloss, die Beratung
beider Initiativen zu unterbrechen, da das Bundesverwaltungsgericht am 29. September
2016 die Beschwerde verschiedener Medienunternehmen gegen die Beteiligung der
SRG an der Admeira gutgeheissen hatte und die Kommission entsprechend vor
weiteren Beratungen des Geschäftes die Weiterentwicklung des Gerichtsfalls abwarten
wollte. 
Im April und Mai 2017 führte die KVF-SR Anhörungen mit der Admeira, Vertretern des
Verbandes Schweizer Medien und der Goldbach Group AG durch. In ihrer Debatte im
Mai 2017 befand die Kommission, dass die beiden parlamentarischen Initiativen keine
geeigneten Instrumente zur Unterstützung der Regionalmedien darstellten, und gab

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.10.2016
ANJA HEIDELBERGER
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ihnen mit 8 zu 4 Stimmen (Pa.Iv. Hiltpold) und 7 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung
(Pa.Iv. Vonlanthen) keine Folge. Stattdessen reichte sie eine Kommissionsmotion ein,
welche eine Kooperation der SRG mit anderen Medienpartnern und die
Diskriminierungsfreiheit garantieren soll. 11

In der Frühjahrssession 2017 folgte der Nationalrat seiner vorberatenden Kommission
und stellte sich gegen die Vergabe der SRG-Konzessionen durch das Parlament. Die
aus SVP-Vertreterinnen und -Vertretern sowie Lorenzo Quadri (lega, TI) bestehende
Kommissionsminderheit, die für Annahme der parlamentarischen Initiative Müller (svp,
SG) plädierte, fand neben der eigenen Fraktion einzig Unterstützung bei einer
Zweidrittelmehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion, womit das Anliegen mit 71 zu 116
Stimmen bei 4 Enthaltungen scheiterte. Ebenfalls keine Mehrheit im Nationalrat fand
die Motion seiner eigenen Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF-NR) mit
der Forderung nach einer dualen Konzessionskompetenz. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2017
MARLÈNE GERBER

Nach erneuter Beratung bekräftigte die KVF-NR im Februar 2017 ihren ersten Entscheid
betreffend die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) und beantragte ihrem Rat, dem
Anliegen mit 12 zu 10 Stimmen bei 3 Enthaltungen Folge zu geben. Der Nationalrat
stützte diesen Antrag und gab der Initiative in der Sommersession 2017 Folge. Er tat
dies mit 99 zu 78 Stimmen bei 3 Enthaltungen. Neben der SVP stellte sich auch die GLP-
Fraktion, die Grossmehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion und eine Minderheit der CVP-
Vertreterinnen und -Vertreter hinter das Anliegen. Auf der anderen Seite stimmten die
SP und die Grünen geschlossen für einen Antrag Graf-Litscher (sp, TG), in welchem die
bestehenden Regelungen bezüglich nichtkonzessionierter Tätigkeiten der SRG als
ausreichend erachtet wurden. Die BDP gab sich gespalten. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.06.2017
MARLÈNE GERBER

Mit äusserst knappen 12 zu 11 Stimmen sprach sich die KVF-NR im Februar 2016 gegen
eine parlamentarische Initiative Matter (svp, ZH) aus, die eine Lockerung des
Werbeverbots für Privatradio und -fernsehen forderte. Das Erlauben der Schaltung von
politischer und religiöser Werbung nach Art. 4 und 5 des RTVG würde den privaten
Rundfunkanbietern erhebliche Zusatzeinnahmen generieren. Ferner würde sie dies mit
den privaten Online-Anbietern rechtlich gleichstellen und so in ihrer
Wettbewerbsfähigkeit stärken, so der Initiant. Die Mehrheit der Kommission sah mit
einer Lockerung des Werbeverbots hingegen die politische Unabhängigkeit der
Privatsender beeinträchtigt und warnte vor «amerikanischen Verhältnissen» im Vorfeld
von Abstimmungen und Wahlen. Konkret fürchtete die Kommissionsmehrheit eine
Beeinflussung der politischen Willensbildung durch wirtschaftlich einflussreiche
Akteure – gerade im Privatfernsehen fliesse hier sehr viel Geld, führte
Mehrheitssprecher Candinas (cvp, GR) dann auch in der darauffolgenden
Plenumsdebatte aus. Nach einer kurzen Debatte im Nationalrat – unter anderem zur
Qualität der Demokratie in den USA und in Nachbarländern der Schweiz, die kein
solches Werbeverbot kennen – folgte der Rat in der Sommersession 2017 mit 94 zu 83
Stimmen bei 3 Enthaltungen dem Antrag der Kommissionsmehrheit und beschloss dem
Anliegen nicht Folge zu geben. Die unterlegene Kommissionsminderheit erhielt im Rat
Unterstützung von der SVP-Fraktion sowie einer beinahe geschlossenen Fraktion der
FDP.Liberalen. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.06.2017
MARLÈNE GERBER

Im Juli 2017 beschloss die KVF-SR ebenfalls, ihre Position beizubehalten, und empfahl
die parlamentarische Initiative „Bewilligung nichtkonzessionierter Tätigkeiten nur bei
zwingender Notwendigkeit” zur Ablehnung. Sie habe mit ihrer Kommissionsmotion
einen Teil der Forderungen der Initiative aufgenommen: Die Kooperationen der SRG mit
anderen Medienpartnern solle im Rahmen des Mediengesetzes so ausgearbeitet
werden, dass diese „zur Stärkung der Meinungs- und Angebotsvielfalt beitragen und
nicht zu Diskriminierung führen“. Die vagen in der parlamentarischen Initiative
verwendeten Rechtsbegriffe seien dazu aber nicht geeignet, erklärten Olivier Français
(fdp, VD) und Hans Wicki (fdp, NW) in der Ständeratsdebatte. Der Ständerat entschied
sich daher, der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben, womit das Anliegen
in dieser Form erledigt war. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.09.2017
ANJA HEIDELBERGER
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In der Frühjahrssession 2018 befasste sich der Nationalrat mit der parlamentarischen
Initiative Hiltpold (fdp, GE), die Regeln für SRG-Kooperationen festschreiben
respektive Kooperationen nur dann erlauben will, wenn privaten Medienunternehmen
diskriminierungsfreier Zugang zu den Kooperationen gewährt und durch die
Zusammenarbeit ein Beitrag zur Meinungs- und Angebotsvielfalt geleistet wird. Die
grosse Kammer entschied unter Opposition der Linken und einer knappen CVP-
Mehrheit mit 122 zu 68 Stimmen, dem als Antwort auf die Werbeallianz Admeira
eingereichten Anliegen Folge zu geben. Damit folgte der Nationalrat einer bürgerlichen
Kommissionsmehrheit und stellte sich gegen eine Mehrheit der KVF-SR, die im Herbst
2016 auf keine Folge geben plädiert hatte. Die ähnlich lautende parlamentarische
Initiative Vonlanthen (cvp, FR) (16.410) war unterdessen zurückgezogen worden.
Gleichzeitig mit der Initiative Hiltpold behandelte der Nationalrat ein in Reaktion auf
die parlamentarischen Initiativen erarbeitetes Anliegen in Form einer
Kommissionsmotion. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.02.2018
MARLÈNE GERBER

Aus dem gleichen Grund, weswegen die KVF-SR ihre eigene, im Frühjahr vom
Nationalrat abgeänderte Motion zur Ablehnung empfahl, beantragte sie ihrem Rat auch,
der parlamentarischen Initiative Hiltpold (fdp, GE) zur Sicherstellung
diskriminierungsfreier Kooperationen mit der SRG keine Folge zu geben. Die
Kommission anerkannte zwar die schwierige Lage der Regionalmedien und bestritt den
gesetzgeberischen Handlungsbedarf nicht, sie vertrat jedoch die Ansicht, dass solche
Fragen nicht in einer separaten Revision, sondern im Rahmen der Erarbeitung des
neuen Mediengesetzes angegangen werden sollten. Ohne Gegenantrag folgte der
Ständerat in der Sommersession 2018 diesem Antrag, womit das Anliegen erledigt
wurde. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.05.2018
MARLÈNE GERBER

Im November 2018 gab die KVF-NR mit 14 zu 9 Stimmen einer parlamentarischen
Initiative Rutz (svp, ZH) Folge, die das Ziel verfolgt, die mit Annahme der RTVG-Vorlage
durch das Volk beschlossene Radio- und Fernsehabgabe für Unternehmen zu
streichen. Der Zürcher Nationalrat argumentierte unter anderem, dass bereits während
der Debatte zur No-Billag-Initiative auch aus dem gegnerischen Lager Stimmen zu
vernehmen gewesen seien, die verstärkte Sparbemühungen bei der SRG forderten. Die
Kommissionsmehrheit gab dem Initianten Recht und wies darüber hinaus auf die
Doppelbelastung für Unternehmensinhaberinnen und -inhaber hin, die neu nicht nur
als Privatpersonen, sondern auch als Unternehmen eine Abgabe entrichten müssten.
Auf der anderen Seite hielt es die Kommissionsminderheit für unangebracht, die
Regelung vor deren Vollzug bereits wieder zu kippen. Ferner verliere die SRG so
Einnahmen in der Höhe von CHF 170 Mio., was auch die privaten Radio- und
Fernsehstationen durch einen geringeren Abgabenanteil zu spüren bekämen. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.11.2018
MARLÈNE GERBER

Die bereits im Vorfeld der Abstimmung zur No-Billag-Initiative eingereichte
parlamentarische Initiative Rickli (svp, ZH) mit der Forderung nach Senkung der
Haushaltsabgabe für Radio und Fernsehen auf maximal 300 Franken wurde im
November 2018 von ihrer Urheberin vor Behandlung in der Kommission zurückgezogen.
Dieses Vorgehen begründete die Initiantin mit der von Bundesrätin Leuthard im
Rahmen der Abstimmungskampagne zur No-Billag-Initiative in Aussicht gestellte und
schlussendlich in die Tat umgesetzte Reduktion der Gebühren pro Jahr (von CHF 451
auf CHF 365). 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.11.2018
MARLÈNE GERBER

Die KMU seien von der «Mediensteuer» auszunehmen, lautete der Auftrag, den Fabio
Regazzi (cvp, TI) dem Parlament mittels parlamentarischer Initiative erteilen wollte. Er
war damit der zweite Tessiner Abgeordnete, der im laufenden Jahr die Medienabgabe
für Unternehmen ab einem Jahresumsatz von CHF 500'000 ins Visier
parlamentarischer Regulierung nahm, nachdem sein Namensvetter Fabio Abate (fdp, TI;
Po. 19.3235) im März die Berechnungsgrundlage für diese infrage gestellt hatte. Bereits
bei den Revisionsarbeiten zum Radio- und Fernsehgesetz aus dem Jahr 2014, mit
welcher die Regelung ins Gesetz aufgenommen worden war, hatte sich starker
Widerstand gegen die Unternehmensabgabe geregt. Regazzi beabsichtigte eine
Änderung der Rechtsgrundlage für die Abgabepflicht für Radio und Fernsehen. Die
bisherige Regelung der Berechnung aufgrund des erzielten Jahresumsatzes empfand er
als problematisch. Als Vorschlag gab der Initiant vor, man solle nur Unternehmen mit

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.01.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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mehr als 250 Vollzeitarbeitsstellen als abgabepflichtig definieren, wobei Lernende aus
der Zählung auszunehmen seien. Der Initiant kritisierte die Doppelbelastung via
Privathaushalt und Firma und betonte, TV- oder Radiokonsum stünden nicht im
Aufgabenbereich von Arbeitnehmenden und seien aufgrund der Arbeitsbedingungen
häufig gar nicht möglich. Unterstützung hatte seine Initiative bereits vor der
Einreichung erhalten: 49 Ratsmitglieder aus dem rechtsbürgerlichen Lager hatten die
Initiative mitunterzeichnet. 20

Die KVF-NR hatte sich im Januar 2019 mit fünf gleichlautenden parlamentarischen
Initiativen aller Couleur – namentlich mit den Vorstössen Pfister (cvp, ZG; 18.448), Rytz
(gp, BE; 18.450), Landolt (bdp, GL; 18.451), Jans (sp, BS; 18.456) und Rösti (svp, BE;
18.457) – zu beschäftigen, die als Reaktion auf den Entscheid des SRG-
Verwaltungsrates, das SRG-Radiostudio von Bern nach Zürich zu verlegen, eingereicht
worden waren. Allesamt forderten sie die Festschreibung der SRG-
Produktionsstandorte im Gesetz und somit den schwerpunktmässigen Verbleib des
SRG-Radiostudios in Bern. Ferner sehen die Initiativen vor, die deutschsprachigen
audiovisuellen Angebote schwergewichtig in Zürich zu belassen, sowie das
französischsprachige Pendant dazu in Genf. Die Audioangebote von RTS sollen
schwerpunktmässig in Lausanne angesiedelt bleiben. Damit bezweckten die Initiantin
und die Initianten ebenfalls, die von den Medien bereits aufgegriffene Diskussion um
eine Teilverschiebung des französischsprachigen audiovisuellen Angebots von Genf
nach Lausanne zu unterbinden. Als Begründung wurde angefügt, dass die regionale
Verankerung gerade für die SRG als Service-public-Dienstleisterin zentral sowie eine
räumliche Trennung der Radio- und TV-Angebote für den Erhalt der Angebotsvielfalt
unabdingbar sei. 
Die Kommission gab den Anliegen mit 14 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung keine
Folge, wobei eine Kommissionsmehrheit von einer Festschreibung der
Produktionsstandorte auf Gesetzesstufe absehen wollte. Sie vertrat zudem die Ansicht,
dass gerade die gesetzliche Verankerung dieser vier Standorte schliesslich gar eine
Zentralisierung der Produktion fördern könnte, da etwa die Standorte der bestehenden
Regionalstudios nicht erwähnt würden. Anders sah dies eine starke und
parteiübergreifende Kommissionsminderheit, die für Folge geben plädierte und
darüber hinaus kundtat, dass bei der Administration der SRG mehr Einsparpotential zu
verorten sei als bei einer Zusammenlegung der Produktionsstandorte. Die gesamte
Kommission brachte in ihrem Bericht ihr Bedauern über die «mangelnde föderale und
regionale Sensibilität im Vorgehen und in der Kommunikation» des SRG-
Verwaltungsrates zum Ausdruck und kritisierte darüber hinaus den Zeitpunkt des
Entscheids. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.01.2019
MARLÈNE GERBER

Der Freiburger Ständerat Vonlanthen (cvp, FR) reichte in der kleinen Kammer ebenfalls
eine gleichlautende parlamentarische Initiative ein, um die SRG-Produktionsstandorte
im Gesetz festzuschreiben. Mit diesem sechsten und identischen Vorstoss sollte im
Ständerat parallel in den parlamentarischen Prozess eingestiegen werden. Ausgelöst
wurden die Initiativen durch den Beschluss der SRG-Spitze, die Radioredaktionen in
Zürich zu konzentrieren.
Die KVF-SR befasste sich Ende April 2019 mit der Initiative, also gut drei Monate
nachdem ihre Schwesterkommission die fünf Initiativen aus dem Nationalrat diskutiert
hatte. Auch das ständerätliche Gremium fasste den Beschluss, der Initiative keine Folge
zu geben. Ihr Entscheid fiel jedoch weitaus deutlicher aus – nur eine Person stand für
Folgegeben ein. Ein Dutzend Parlamentarierinnen und Parlamentarier lehnte
Folgegeben ab, weil sie der Ansicht waren, dass einerseits das Gesetz und die
Konzession bereits ausreichende Vorgaben formulierten und andererseits eine Vorgabe
der Produktionsstandorte nicht ins Gesetz gehöre. Die Verlagerung der
Radioredaktionen habe auch keinen Einfluss auf die Medienvielfalt oder die
journalistische Qualität, so die Mehrheitsmeinung in der Kommission. Mit diesem
Antrag standen alle sechs parlamentarischen Initiativen unter einem schlechten
Stern. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.04.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Die SRG-Produktionsstandorte im Gesetz festschreiben wollte die parlamentarische
Initiative Vonlanthen (cvp, FR), die das Plenum des Ständerates in der Sommersession
2019 beschäftigte. Die Kommission hatte beantragt, der Initiative keine Folge zu geben,
wie es ihr Sprecher Janiak (sp, BL) im Rat abermals bekräftigte. Im Anschluss an diese
Erklärung entwickelte sich eine umfassende und lange Debatte – der Ständerat hielt
sich über zwei Stunden mit dem Geschäft auf –, die zahlreiche Argumente für und
wider die Initiative hervorbrachte. Letztlich zeichnete sich ab, dass sich eine Mehrheit
der Ständerätinnen und Ständeräte mit dem ökonomisch motivierten
Standortentscheid der SRG-Leitung abfinden würde und sich aus dem operativen
Geschäft des Unternehmens heraushalten wollte. Stellvertretend für diese Position gab
etwa Konrad Graber (cvp, LU) zu Protokoll, dass der Ständerat nicht zu einem «Super-
Verwaltungsrat» gemacht werden dürfe. Die Diskussion deutete mit zunehmendem
Fortschritt auf eine recht deutliche Ablehnung der Initiative hin. Dieser kam jedoch
Initiant Vonlanthen zuvor, indem er seinen Vorstoss zurückzog. Dies wiederum stiess
Claude Janiak etwas sauer auf. Er war der Meinung, dass die Debatte zu einem Ende
und einer Abstimmung gebracht werden solle und dass eine bereits früher gefasste
Absicht, die Initiative zurückzuziehen, eingangs der Diskussion hätte geäussert werden
sollen. Der Entscheid führte auch zu Unsicherheit: Ständerat Eder (fdp, ZG) wollte
gleichwohl eine Abstimmung veranlassen, was jedoch das Geschäftsreglement nicht
vorsah. So endete eine langwierige Auslegeordnung zur Frage der SRG-
Produktionsstandorte vorerst im Nichts. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die fünf parlamentarischen Initiativen Pfister (cvp, ZG; Pa.Iv. 18.448), Rytz (gp, BE; Pa.Iv.
18.450), Landolt (bdp, GL; Pa.Iv. 18.451), Jans (sp, BS; Pa.Iv. 18.456) und Rösti (svp, BE;
Pa.Iv. 18.457), die alle die Festschreibung der SRG-Produktionsstandorte im Gesetz
zum Ziel hatten, standen in der Sommersession 2019 im Nationalrat zur Debatte. Die
vorberatende KVF-NR hatte beantragt, den Initiativen keine Folge zu geben. Eine
Minderheit Egger (csp, VS) beantragte Folge geben.
Die Debatte wurde durch Nationalrat Pfister eröffnet. Seiner Meinung nach leide die
Medienqualität bei einer Konzentration, wenn Entscheidungsträger und Journalisten an
einem Ort vereint seien, denn die Perspektive der Berichterstattung ändere je nach
örtlicher Nähe oder Distanz. Wenn immer mehr Journalisten nur noch aus Zürich über
den Rest der Schweiz berichteten, ergehe es der SRG schlecht. Als Zentralschweizer
wisse er, wovon er rede, da die Verlage aus dem Aargau oder Zürich bereits alle grossen
Medien steuerten. Diese Argumentationslinie teilten die weiteren Initianten in ihren
Reden. Martin Landolt erinnerte überdies an die No-Billag-Abstimmung und betonte,
das Stichwort «Kohäsion» sei damals häufig genannt worden. Doch genau diese stehe
nun wieder auf dem Spiel. Auch wenn er ökonomische Entscheide wie eine
Standortkonzentration üblicherweise verstehe, könne er dies für die SRG nicht gelten
lassen. Bei einem öffentlich finanzierten Unternehmen könne die Politik durchaus
Leitplanken definieren. Seinen Antrag auf Folge geben schloss er mit der Anmerkung,
dass möglicherweise im Rahmen der Gesetzgebung ja noch bessere Lösungen gefunden
werden könnten. Die Annahme der Initiativen würde erst einmal den Handlungsbedarf
dokumentieren. 
Kommissionssprecher Candinas (cvp, GR) breitete daraufhin die Gegenargumente aus.
Die Kommissionsmehrheit teile die Meinung der Mehrheit ihrer Schwesterkommission,
wonach kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe. Überdies vertrat er
energisch die Haltung, dass die Politik der SRG keine operativen Vorgaben machen
solle. Sehr wohl nehme die Politik die Aufgabe wahr, Rahmenbedingungen zu
definieren, aber die SRG solle unabhängig bleiben, statt staatlich gelenkt zu werden. Zu
bestimmen, was wo produziert werden solle, sei «völlig übertrieben». 
Die Argumente des Kommissionssprechers verfingen aber nicht. Entgegen dem
Kommissionsantrag nahm das Plenum die Initiativen mit 120 zu 54 Stimmen und 10
Enthaltungen an. Dabei waren die Fraktionen der FDP.Liberalen und der SVP recht
gespalten. Geeint trat das linke Lager auf, das wie die BDP und eine Grossmehrheit der
CVP beinahe geschlossen für Folgegeben stimmte. Geschlossen gegen Folgegeben
votierte einzig die GLP.
Nach dem Rückzug der Initiative Vonlanthen eine Woche zuvor musste sich der
Ständerat nun erneut mit der Thematik befassen. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2019
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Im Sommer 2019 stimmten die Kommissionen für Verkehr und Fernmeldewesen beider
Räte einer parlamentarischen Initiative Wicki (fdp, NW) zu respektive gaben ihr Folge.
Der Initiant hatte mit seinem Anliegen vor, die Abgabepflicht für Unternehmen
bezüglich der Empfangsgebühren, wie sie im RTVG vorgesehen ist, zu modifizieren.
Seiner Meinung nach müsse die Doppelbesteuerung von Arbeitsgemeinschaften
aufgehoben werden, erklärte Wicki. Arbeitsgemeinschaften, darunter zählt er auch
Tochterunternehmen oder andere, beispielsweise durch Holdings miteinander
verbundene Unternehmen, sollen die Empfangsgebühr nicht entrichten müssen, wenn
diese bereits durch die gemeinsame Körperschaft bezahlt wurde. Die Änderung des
RTVG und die neue Bemessung der Abgabepflicht über den Umsatz der Firmen habe
zwar zu einer Erleichterung geführt, dadurch sei aber auch eine Doppelbesteuerung
entstanden, weil auch teilweise ausgegliederte Arbeitsgemeinschaften steuerpflichtig
geworden seien. Gleicher Meinung waren – neben elf Mitunterzeichnenden – auch die
beiden Berner Nationalräte Wasserfallen (fdp, BE) und Grossen (glp, BE), die je eine
gleichlautende parlamentarische Initiative eingereicht hatten.

Die KVF-SR unterstützte das Anliegen mit 9 zu 2 Stimmen und einer Enthaltung.
Vorherrschende Meinung war, dass durch die aktuelle Gesetzgebung der Grundsatz der
Gleichbehandlung aller Abgabepflichtigen verletzt werde und ferner auch der Wille des
Gesetzgebers unzureichend wiedergegeben werde. Die ständerätliche Kommission
begrüsste in diesem Sinne die Stossrichtung der Initiative und eine Ausnahmeregelung
für Arbeitsgemeinschaften. Ins gleiche Horn stiess die KVF-NR, die nicht nur die
Argumentation ihrer Schwesterkommission teilte, sondern auch den gleichlautenden
Initiativen Grossen (Pa.Iv. 19.412) und Wasserfallen (Pa.Iv. 19.411) Folge gab (mit jeweils 19
zu 5 Stimmen). Letztere beiden müssen in der KVF-SR noch traktandiert werden. Weil
jedoch die Initiative Wicki in beiden Kommissionen bereits grünes Licht erhielt, stand
als nächster Schritt bereits die Ausarbeitung des entsprechenden Gesetzesentwurfs
an. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.07.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die parlamentarische Initiative «Taten statt Worte. Abgabe für Radio und Fernsehen
für Unternehmen streichen», die von Gregor Rutz (svp, ZH) Anfang 2018 eingereicht
worden war, wurde von der KVF-SR im Sommer 2019 nicht gutgeheissen. Mit 10 zu 2
Stimmen lehnte sie die Initiative deutlich ab und stiess damit das Votum ihrer
Schwesterkommission um. Nach Ansicht der Kommissionsmehrheit sollte die erst 2015
beschlossene und per Januar 2019 in Kraft getretene Regelung nicht bereits wieder
angepasst werden. Die Kommission wollte zudem mit Änderungen warten, bis das neue
Erhebungssystem besser beurteilt werden könne. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.07.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Frage, wo die SRG ihre Programmproduktion ansiedeln soll, blieb über den
Sommer 2019 hinweg ein brisantes Thema. Nachdem fünf Initiativen die Hürde
Nationalrat genommen hatten, war der Ständerat wieder am Zug. Im August 2019
musste sich die KVF-SR erneut zu dieser Frage äussern, nachdem sie zuvor bereits bei
der gleichlautenden Initiative Vonlanthen empfohlen hatte, keine Folge zu geben. Bei
dieser Haltung aus dem Frühjahr blieb sie und beantragte dem Ratsplenum, die
Initiativen abermals nicht zu unterstützen. In ihrer Sitzung hatte die Kommission auch
die SRG-Spitze angehört, nachdem im Nachgang an den Beschluss des Nationalrates
publik geworden war, dass doch einige Sendungsgefässe weiterhin am Standort Bern
produziert werden sollten. Die Kommission nahm vom aktuellen Stand der Planung
Kenntnis und stellte fest, dass die Konzernleitung an ihrer neuen Audiostrategie
festhalten wolle. Im Übrigen zeigte die KVF-SR nach wie vor kein Verständnis für das
Anliegen der Initianten, sich in die wirtschaftlichen und strategischen Belangen der
Konzernleitung der SRG einzumischen. Mit 11 zu 1 Stimme fasste die Kommission ihren
Ablehnungsantrag. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.08.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

In der Herbstsession 2019 wurde die Frage der Konzentration der
Programmproduktion der SRG erneut im Parlament behandelt. Der Ständerat musste
sich mit fünf parlamentarischen Initiativen befassen, zu der bereits viel debattiert
wurde. Die ablehnende Haltung der Kommission wurde eingangs von
Kommissionssprecher Janiak (sp, BL) kurz dargelegt – er wolle darauf verzichten, eine
erneute «epische Debatte» zu lancieren, erklärte er. Besonders der Austausch mit den
Leitungsgremien der SRG sei informativ gewesen. Die Kritik der Öffentlichkeit und
Politik sei von der SRG gehört worden und der Konzern sei bereit, einzelne
Anpassungen in der Audiostrategie zu vollziehen. Ebenso bliebe man beim Beschluss,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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für Radio und Fernsehen je eigene Chefredaktionen zu führen. Dass ein Teil der
Radioproduktion in Bern verbleibe, sei ebenfalls gesichert, etwa die
Bundeshausredaktion und das Regionaljournal Bern Freiburg Wallis – die Gründe dafür
liegen auf der Hand –, aber auch einzelne Hintergrundsendungen. Eine langwierige
Debatte wurde dann tatsächlich nicht losgetreten. Hans Stöckli (sp, BE) brachte es auf
dem Punkt, als er anmerkte, dass eine Ablehnung der Initiativen einen grossen
Vertrauensbeweis gegenüber der SRG darstellen würde. An diesem werde sie gemessen,
warnte er aber sogleich. Dem Nein stand kein anderslautender Antrag entgegen,
weswegen die Initiativen stillschweigend abgeschrieben wurden. Damit war die
Thematik vorerst vom Tisch – mindestens hinsichtlich bundespolitischer Vorgänge. Die
Standortfrage hatte jedoch nicht nur die Politik ein Jahr lang beschäftigt, sondern auch
eine umfassende gesellschaftliche Debatte ausgelöst. 28

Die von Nationalrat Rutz (svp, ZH) formulierte Forderung, die Radio- und
Fernsehabgabe für Unternehmen zu streichen, hatte eine erste wichtige Hürde
überstanden, als die KVF-NR dem Anliegen im November 2018 zugestimmt hatte. Einen
Dämpfer hatte das Geschäft dann mit der deutlichen Ablehnung in der
Schwesterkommission erlitten. Mit diesem Nein war nun wieder die Kommission des
Rates am Zuge, in dem die Initiative eingereicht worden war. Die Kommission für
Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates blieb im September 2019 ihrem ersten
Votum treu und bestätigte ihre Zustimmung. Mit 15 zu 9 Stimmen deckte sich das
Stimmverhältnis mit jenem der ersten Medienmitteilung. Die Mehrheit der Kommission
war der Ansicht, dass Versprechungen, die im Umfeld der No-Billag-Initiative geäussert
worden waren – die Schärfung des Service-public-Auftrags und die Erzielung von
Einsparungen durch die SRG –, umzusetzen seien. Auch das Argument, dass
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Unternehmen ohnehin bereits privat die
Empfangsgebühr zu entrichten hätten und dass dies eine Doppelbelastung darstelle,
verfing. Damit beantragte die Kommissionsmehrheit dem Nationalrat, der
parlamentarischen Initiative Folge zu geben. Dass es dagegen verfrüht sei, eine erst
kürzlich beschlossene Regelung wieder anzupassen, war die Ansicht der
Kommissionsminderheit, die sich damit auf den Standpunkt der Mehrheit der KVF-SR
stellte. 
Der Nationalrat behandelte das Geschäft in der Herbstsession 2019. Gregor Rutz
verteidigte sein Anliegen, dessen Einreichung nunmehr fast zwei Jahre her war, mit der
Begründung, dass die Abgabenerhebung für mehrwertsteuer-abgabepflichtige
Unternehmen absurd sei. Es sei beispielsweise unsinnig, einzelne einfache
Arbeitsgemeinschaften zu belasten, die nur kleine Erträge erwirtschafteten, nur weil sie
im Mehrwertsteuerregister eingetragen seien. Dass die Geschäftsführung der SRG
überdies bereits Sparmassnahmen angekündigt habe, zeige, dass diese Änderung
finanziell möglich sei. Die Gegner der Initiative, vorwiegend aus dem links-grünen Lager,
entgegneten derweil, dass bereits ein erheblicher Teil der Firmen abgabebefreit sei,
nämlich all jene mit einem Jahresumsatz von weniger als CHF 500'000. Es gelang der
Minderheit Aebischer (sp, BE) jedoch nicht, das Ratsplenum von einem Nein zu
überzeugen. Der Nationalrat gab der Initiative in der Herbstsession 2019 mit 106 zu 68
Stimmen und 4 Enthaltungen Folge. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Das Hin und Her zur parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH), nach der die Radio-
und Fernsehabgabe für Unternehmen zu streichen sei, ging noch weiter. Nach dem
nationalrätlichen Ja hielt die KVF-SR an ihrer früheren Haltung fest und beantragte
erneut, der Initiative keine Folge zu geben. Ihre Argumentation blieb weitgehend
identisch; es sei verfehlt, eine erst vor kurzer Zeit beschlossene Regelung zu sistieren,
erklärte die Kommission. Die bei einer Abschaffung der Besteuerung wegfallenden CHF
170 Mio. seien sowohl für die SRG als auch für private Radio- und Fernsehstationen
relevant. Die Kommission war ferner der Meinung, dass vor einer allfälligen
Systemänderung die bestehende Praxis überprüft werden müsse. 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.11.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Frage, ob Unternehmen ebenfalls eine Radio- und Fernsehabgabe zu entrichten
haben, fand in der Wintersession 2019 im Ständerat eine – zumindest vorläufige –
Antwort. Auf Anraten einer klaren Kommissionsmehrheit gab der Ständerat einer
parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH) mit der Forderung nach Befreiung der
Unternehmen von der Abgabepflicht mit 14 zu 20 Stimmen bei einer Enthaltung keine
Folge. Mit diesem Votum verdeutlichte die kleine Kammer den Graben zwischen den
beiden Räten in dieser Frage. Der Nationalrat hatte sich zuvor ebenso wie die KVF-NR

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2019
MARLÈNE GERBER
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wohlwollend zum Anliegen geäussert. Somit bleibt die mit Annahme des RTVG
beschlossene Regelung bestehen, dass Unternehmen mit einem Jahresumsatz ab CHF
500'000 abgabepflichtig sind. Gleichwohl sahen auch die KVF-SR und ihr Rat
gegebenenfalls Handlungsbedarf, sie wollten jedoch die für Mitte 2020 in Aussicht
gestellte Überprüfung des Erhebungssystems abwarten. Umstritten ist insbesondere die
konkrete Ausgestaltung der Unternehmensabgabe. Die Höhe dieser Abgabe ist gemäss
Verordnung in nur sechs Tarifstufen geregelt. So etwa erbringt ein Unternehmen mit
CHF 5 Mio. Jahresumsatz mit CHF 2'280 eine gleich hohe Abgabe wie ein Unternehmen
mit einem Umsatz von knapp CHF 20 Mio. Anfang Dezember 2019 hatte das
Bundesverwaltungsgericht die Tarifstufen als verfassungswidrig eingestuft. Im selben
Jahr hatten die Kommissionen bereits einer parlamentarischen Initiative Wicki (fdp,
NW) Folge gegeben, die eine Doppelbesteuerung von Arbeitsgemeinschaften, Holdings
und dauerhaft miteinander verbundenen Unternehmen verhindern will (Pa.Iv. 19.413). 31

Mit der an der Urne im Jahr 2015 hauchdünn angenommenen RTVG-Vorlage war auch
eine Regelung eingeführt worden, die zuvor vom Nationalrat ebenfalls nur ganz knapp
respektive mit Stichentscheid des Präsidenten gefällt worden war: Unternehmen mit
einem Jahresumsatz von CHF 500'000 oder mehr sind seit Inkrafttreten der Regelung
im Januar 2019 verpflichtet, ebenfalls eine Radio- und Fernsehabgabe zu entrichten
(ca. 30% aller Unternehmen). Die Höhe der Abgabe ist in einem sechsstufigen
Tarifsystem geregelt und übersteigt für Unternehmen mit einem Jahresumsatz von CHF
1 Mio. oder mehr diejenige für Privatpersonen deutlich. Diverse parlamentarische
Vorstösse waren seither eingereicht worden, um diese Regelung zu bekämpfen (vgl.
auch Pa.Iv. 19.411, 19.412, 19.413 und Po. 19.3235), unter ihnen auch eine
parlamentarische Initiative Regazzi (cvp, TI) mit der Forderung, KMU gänzlich von der
Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe zu befreien.
Erneut ganz knapp, nämlich mit 13 zu 12 Stimmen, stiess die Initiative auf Zustimmung in
der erstberatenden KVF-NR. Die Kommissionsmehrheit argumentierte, KMU würden
zwar oftmals einen hohen Umsatz generieren und somit die Marke von CHF 500'000
überschreiten, sie würden aber häufig nur tiefe Margen ausweisen, weshalb die Abgabe
diese Unternehmen besonders stark belaste. Die starke Kommissionsminderheit
erachtete einen erneuten Systemwechsel nicht als gangbaren Weg. Damit würde der
Prozentsatz an Unternehmen, die eine Abgabe entrichten müssten, und somit auch die
durch die Abgabe erzielten Einnahmen für die SRG stark reduziert. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.02.2020
MARLÈNE GERBER

Nachdem die Kommissionen für Verkehr und Fernmeldewesen beider Räte im Sommer
2019 einer parlamentarischen Initiative Wicki (fdp, NW; Pa.Iv. 19.413) Folge gegeben
hatten, die die Doppelbelastungen von Arbeitsgemeinschaften bei der Entrichtung der
Unternehmensabgabe für Radio und Fernsehen verhindern will, und die KVF-SR seither
mit der Erarbeitung einer Gesetzesvorlage betraut ist, beschloss ebendiese Kommission
im November 2019 einstimmig, zwei parlamentarischen Initiativen Grossen (glp, BE;
Pa.Iv. 19.412) und Wasserfallen (fdp, BE; Pa.Iv. 19.411) mit identischer Forderung keine
Folge zu geben. 
Diesem Entscheid widersetzte sich die KVF-NR im Februar 2020. Aufgrund der hohen
Bedeutung des Themas sprach sie sich mit 16 zu 5 Stimmen bei 4 Enthaltungen erneut
dafür aus, den beiden hauseigenen parlamentarischen Initiativen ebenfalls Folge zu
geben. Eine Doppelbelastung von Arbeitsgemeinschaften entspreche nicht dem Willen
des Gesetzgebers, weswegen sie schnellstmöglich zu korrigieren sei.
Die KVF-SR ihrerseits sistierte eine Woche vor diesem Entscheid die Arbeiten zur
Gesetzesänderung für die Umsetzung der parlamentarischen Initiative Wicki. Die
Kommission sehe die Möglichkeit, das Anliegen mit dem angekündigten
Massnahmenpaket zur Förderung der Medien zeitnaher umzusetzen, als das mit einer
separaten Gesetzesrevision der Fall wäre. 33

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.02.2020
MARLÈNE GERBER

Ende Mai 2020 sprach sich die KVF-SR mit 10 zu 2 Stimmen bei einer Enthaltung dafür
aus, das im Vormonat vom Bund präsentierte Massnahmenpaket zugunsten der Medien
unter anderem durch einen Zusatz zu ergänzen, der einfache Gesellschaften von der
Pflicht zur Entrichtung einer Unternehmensabgabe für Radio und TV ausnehmen soll.
Damit soll die in der Vorprüfung angenommene parlamentarische Initiative Wicki (fdp,
NW; Pa.Iv. 19.413) zur Verhinderung einer Doppelbelastung von Arbeitsgemeinschaften
erfüllt werden. Unterdessen hatte die WAK-NR bereits eine Kommissionsmotion
eingereicht, welche dieselbe Forderung im Rahmen des Notrechts rascher umsetzen
wollte. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.05.2020
MARLÈNE GERBER
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In der Sommersession 2020 gab der Nationalrat zwei identischen parlamentarischen
Initiativen Wasserfallen (fdp, BE; Pa.Iv. 19.411) und Grossen (glp, BE; 19.412) Folge, die
einfache Gesellschaften von der Pflicht zur Entrichtung einer Unternehmensabgabe
für Radio und TV ausnehmen wollten. Ebendiese Forderung enthielt auch eine
parlamentarische Initiative Wicki (fdp, NW; 19.413), der im Vorjahr bereits Folge
gegeben worden war. Um den Druck für eine rasche Umsetzung hoch zu halten, hatte
die KVF-NR im Unterschied zur KVF-SR beschlossen, den beiden Initiativen ebenfalls
Folge zu geben; der Nationalrat stützte dieses Vorgehen in der Sommersession 2020
diskussionslos. 35

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2020
MARLÈNE GERBER

Auch die KVF-NR sprach sich Ende August 2020 dafür aus, das Massnahmenpaket
zugunsten der Medien, welches der Nationalrat in der Herbstsession 2020 beraten soll,
um einen Zusatz zu ergänzen, der Arbeitsgemeinschaften von der Pflicht zur
Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe für Unternehmen befreien soll. 36

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.08.2020
MARLÈNE GERBER

Da die Abklärungen zur Förderung von Online-Medien noch nicht abgeschlossen
werden konnten, beschloss die KVF-NR im November 2020, einen erst jüngst in das
Massnahmenpaket zur Förderung der Medien integrierten Aspekt, die Befreiung von
Arbeitsgemeinschaften von der Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe
für Unternehmen, in einen Entwurf 2 zum Massnahmenpaket auszugliedern. So kann
diese Forderung bereits in der anstehenden Wintersession vom Parlament behandelt
werden. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.11.2020
MARLÈNE GERBER

Presse

In der Herbstsession befasste sich der Ständerat mit der im Vorjahr von der grossen
Kammer unterstützten parlamentarischen Initiative „Medien und Demokratie“. Mit
dieser sollte die 2007 auslaufende indirekte Unterstützung der Zeitungen und
Zeitschriften über die Subventionierung der Vertriebskosten durch eine direkte
Finanzhilfe an die Medienunternehmen ersetzt werden. Der dazu von der SPK des
Nationalrats konzipierte Verfassungsartikel fand jedoch keinen Beifall. Nicht einmal die
SP und die CVP, welche im Nationalrat hinter der Vorlage gestanden hatten, setzten sich
noch für sie ein. Die auch vom Bundesrat bekämpfte Initiative wurde mit einem
einstimmig gefällten Nichteintretensbeschluss abgelehnt. Hauptargument war, dass
direkte Zahlungen an einzelne Unternehmen nicht die Medienvielfalt schützen würden,
sondern einer unerwünschten, ja für die Meinungsfreiheit sogar gefährlichen
staatlichen Lenkung gleichkämen. Diese Art von Direktzahlungen war auch von den
Verlegerverbänden aller drei Sprachregionen abgelehnt worden. Die SPK des
Nationalrats beschloss nach diesem Entscheid, dem Plenum ebenfalls einen Verzicht
auf das Vorhaben nahe zu legen. 38

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.10.2004
HANS HIRTER

Die parlamentarische Initiative „Medien und Demokratie“ wurde in der Frühlingssession
des Nationalrates definitiv abgelehnt. Die Initiative hatte die Einführung eines neuen
Verfassungsartikels zum Ziel, der die Medienvielfalt und Unabhängigkeit der Medien
gewährleisten sollte. Stattdessen überwies der Nationalrat die vom Ständerat im Vorjahr
gebilligte Motion (Mo. 04.3433) ebenfalls, die eine Presseförderung mittels Beteiligung
an den Verteilungskosten anstrebt. Die schweizerische Presseförderung wurde auch
seitens der Europäischen Union kritisch beäugt. Ausländische Zeitungen müssen den
vollen Posttarif bezahlen gegenüber einem subventionierten Tarif für Schweizer
Publikationen. Dies stellt laut der Europäischen Kommission eine Diskriminierung dar. 39

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.10.2005
CHRISTIANE ZWAHLEN

In der Frühjahrssession befasste sich der Nationalrat mit der parlamentarischen
Initiative seiner Staatspolitischen Kommission zur Presseförderung mittels Beteiligung
an den Vertriebskosten. Mit 145 zu 34 Stimmen sprach er sich für eine generelle
Subventionierung der Posttaxen mit jährlich 60 Mio Fr. aus. Diese ist bis 2014 befristet.
Zusätzlich soll der Transport von abonnierten Tages- und Wochenzeitungen mit kleinen
Auflagen mit weiteren 20 Mio Fr. gezielt unterstützt werden. Der Rat folgte dem Antrag
von Lustenberger (cvp, LU), die Subventionierung für die kleinen Titel nicht zu befristen,
weil sie ganz speziell auf Rechtssicherheit angewiesen seien. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.2007
ANDREA MOSIMANN
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Der Ständerat befasste sich in der Sommersession mit der Vorlage. Im Gegensatz zum
Nationalrat lehnte er eine generelle Verbilligung der Transportkosten für alle Zeitungen
und Zeitschriften ab und sprach sich dafür aus, die Vertriebskosten nur für kleinere
Titel der Regional- und Lokalpresse mit Auflagen von bis zu 40'000 Exemplaren jährlich
mit bis 20 Mio Fr. zu subventionieren. Mit weiteren 10 Mio Fr. pro Jahr wollte er die
Mitgliederpresse nicht gewinnorientierter Organisationen unterstützen. Die Beiträge
sind bis Ende 2011 befristet. 41

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2007
ANDREA MOSIMANN

In der ersten Runde der Differenzbereinigung hielt der Nationalrat an seiner Fassung
fest. Er lehnte den Minderheitsantrag von Weyeneth (svp, BE), dem Beschluss des
Ständerats zuzustimmen, mit 97 zu 67 Stimmen ab. Auch der Ständerat wollte nicht von
seinem Entscheid abrücken. 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2007
ANDREA MOSIMANN

In der zweiten Runde der Differenzbereinigung übernahm der Nationalrat das Konzept
des Ständerats und beschloss, von einer generellen Verbilligung der Transportkosten für
alle Zeitungen und Zeitschriften abzusehen. Im Unterschied zum Ständerat wollte er
jedoch die Abgeltungen jeweils verdoppeln, nämlich von 20 auf 40 Mio Fr. für Lokal-
und Regionalzeitungen mit einer Auflage von bis zu 40'000 Exemplaren und von 10 auf
20 Mio Fr. für die Mitgliederpresse nicht gewinnorientierter Organisationen. Da die
kleine Kammer weiterhin an ihrem Konzept festhielt, wurde die Vorlage an die
Einigungskonferenz überwiesen. 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2007
ANDREA MOSIMANN

In der Einigungskonferenz über die parlamentarische Initiative der SPK-NR zur
Presseförderung obsiegte zur Hauptsache die Version des Ständerats. Die Regional-
und Lokalpresse mit Auflagen bis zu 40'000 Exemplaren erhält damit jährlich 20 Mio
Fr. und die Mitgliedschaftspresse nicht gewinnorientierter Organisationen 10 Mio Fr.
Was die Befristung der Subventionstatbestände betrifft, setzte sich die nationalrätliche
Fassung durch. Die 20 Mio Fr. für die Regional- und Lokalpresse sind somit unbefristet.
Die 10 Mio Fr. für die Mitgliedschaftspresse werden 2011 auslaufen. Beide Räte
stimmten dem Antrag der Einigungskonferenz zu. 44

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.06.2007
ANDREA MOSIMANN

Gemäss Nationalrat de Buman (cvp, FR) sind die Zeitschriftenpreise in der Schweiz im
Vergleich zum Ausland stark überhöht. Um angemessene Zeitschriftenpreise in der
Schweiz zu ermöglichen, forderte er mittels parlamentarischer Initiative eine
Ausnahmeregelung zum Verbot von Kartellabsprachen. Eine solche Regelung habe die
WAK-NR bereits im Rahmen der Arbeiten zur Revision des Kartellrechts diskutiert, die
2014 im Nationalrat gescheitert war. Nach Anhörung des Preisüberwachers und der
Wettbewerbskommission (WEKO) ortete die für die Initiative zuständige WAK-NR
Handlungsbedarf, war aber nicht einverstanden mit dem Lösungsweg. Da die Preise von
ausländischen Verlagen festgelegt werden, wäre eine Regelung im Kartellgesetz formell
nicht korrekt, wenig effektiv und schwer durchsetzbar. Aus diesem Grund beschloss sie
die Lancierung einer Kommissionsmotion, bei deren Annahme der Bundesrat in der
Pflicht wäre, mit dem Preisüberwacher und der WEKO eine «unbürokratische und
effiziente Lösung» zu finden. Mit 12 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen beschloss die
Kommission, der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Eine starke
Minderheit erachtete den Weg der parlamentarischen Initiative als effizienter in Bezug
auf die Ausarbeitung einer Gesetzesänderung als eine Motion. Ferner lasse die Initiative
genügend Spielraum, um auch nach alternativen Lösungen ausserhalb des
Kartellgesetzes zu suchen. In der Herbstsession 2017 folgte der Nationalrat der
Kommissionsmehrheit und gab der Initiative mit 108 zu 82 Stimmen keine Folge. 45

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2017
MARLÈNE GERBER

Die Presse in der digitalen Transformation zu unterstützen, war ein Anliegen des
Bündner Ständerates Engler (cvp, GR), wie er es in einer parlamentarischen Initiative
Ende 2018 vorbrachte. Er forderte eine Teilrevision der gesetzlichen Grundlagen, um
eine Reihe von Massnahmen in der Presserförderung zu justieren. In vier Punkten
umschrieb Engler sein Vorhaben: Erstens sollten die Zustellung und der Vertrieb von
traditionellen Printmedien unterstützt werden, indem in die digitale Transformation der
Verteilung der Zeitungen investiert wird. Zweitens sollten diverse Kriterien für die
Bemessung der Förderbeiträge formuliert werden können, die sich an der geltenden
Postgesetzgebung orientieren sollten. Drittens sah er vor, allgemeine Bundesmittel für

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.09.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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die indirekte Presseförderung frei zu machen und viertens sollte die Fördermassnahme
auf zehn Jahre beschränkt werden. Danach sollte es möglich sein, andere
Fördermassnahmen zu beschliessen. Als Motivation für seinen Vorstoss nannte er die
Marginalisierung der Presse in der neuen Gesetzgebung über die elektronischen
Medien, wobei just die Vernehmlassung ein kritisches Gesamtbild zu diesem neuen
Gesetz hinterliess. Dagegen stiess der Ausbau der indirekten Presseförderung auf
Zustimmung.

Die KVF-SR gab der Initiative im Sommer 2019 einstimmig Folge und äusserte die
Meinung, dass die Zeitungen eine wichtige Grundlage für die Meinungsbildung in der
Schweiz bildeten. Ebenso war die Kommission überzeugt, dass sowohl die digitalisierten
als auch die weiterhin auf Papier erscheinenden Inhalte beibehalten und gefördert
werden müssten, gerade weil die Medienhäuser mit existenziellen ökonomischen
Herausforderungen konfrontiert seien. Von der Initiative Engler versprach sie sich eine
rasche Hilfeleistung an die Presse. Gleicher Meinung war die KVF des Nationalrates, die
die parlamentarische Initiative im September mit 14 zu 9 Stimmen unterstützte und ihr
mit nur einer Enthaltung Folge gab. Gemäss Medienmitteilung waren die gleichen
Argumente ausschlaggebend wie in der Schwesterkommission. 46

«Die indirekte Unterstützung der Presse muss verstärkt werden», diesen Titel trug
eine parlamentarische Initiative Savary (sp, VD). Die Initiantin ortete im Wandel des
Werbemarktes im Zuge der Medienkonvergenz existenzielle Probleme für gedruckte
Presseerzeugnisse. Es sei deswegen angezeigt, die für die Meinungsbildung wichtige
Presse mit Zuwendungen zu stützen. Namentlich solle im Bereich der Zustellung von
Zeitungen eine Unterstützung durch den Bund ermöglicht werden, gerade weil dies ein
Element des Service public darstelle. Géraldine Savary stiess damit ins gleiche Horn wie
ihr Ratskollege Stefan Engler (cvp, GR; Pa.Iv. 18.479), der aufrund der gleichen
Umbruchsmechanismen die indirekte Presseförderung stärken wollte und die Initiative
Savary mitunterzeichnet hatte.
In einem Zug mit der Initiative Engler (cvp, GR) hiess die KVF-SR dieses Geschäft gut. Sie
war im Wesentlichen der Meinung, dass die Printmedien weiterhin auf Papier
erscheinen sollten und durch die indirekte Presseförderung die nötige finanzielle
Unterstützung dafür gewährt werden müsse.
Anderer Meinung war hingegen ihre Schwesterkommission. Zwar anerkannte sie die
angesprochenen Probleme, weswegen sie der Initiative Engler auch Folge gab. Dass für
die Finanzierung weiterer Massnahmen – wie von Savary gefordert – ein Teil der Radio-
und Fernsehabgabe eingesetzt werden solle, lehnte die Kommission jedoch ab und gab
dieser Initiative mit 16 zu 4 Stimmen und 3 Enthaltungen keine Folge. Anfang November
zog die Initiantin ihre Initiative zurück, weswegen eine Debatte im Nationalrat obsolet
wurde. 47

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.09.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Medienpolitische Grundfragen

Der Aargauer Grosse Rat verwarf eine parlamentarische Initiative der SP-Fraktion, die
eine staatliche Medienförderung im Gesetz verankern wollte, um einen
"Medieneintopf" im Kanton Aargau zu verhindern. Die bürgerliche Ratsmehrheit sprach
sich für freie Marktwirtschaft und gegen die vor 15 Jahren in der Kantonsverfassung
verankerte Absicht aus, ein Mediengesetz zu erlassen. Der Gesetzesentwurf der SP sah
Investitions- und Produktionsbeiträge für Presse, Radio und Fernsehen - vor allem als
Starthilfe gedacht - vor sowie Beiträge zur Aus- und Weiterbildung im Medienbereich. 48

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.05.1995
EVA MÜLLER

Vorsorgliche Massnahmen gegen Medienerzeugnisse sollen künftig beim Bundesgericht
angefochten werden können. Eine entsprechende parlamentarische Initiative seiner
Rechtskommission hat der Nationalrat ohne Gegenstimme gutgeheissen. Nach Art. 28c
ZGB kann jemand vom Richter mit Hilfe eines einfachen Gesuchs erwirken, dass die
Publikation von Presseartikeln und Fernsehsendungen ganz oder zum Teil verboten
wird, wenn er glaubhaft macht, dass er in seiner Persönlichkeit verletzt würde. Die
Rechtskommission gelangte zum Schluss, dass solche vorsorglichen Massnahmen
tendenziell zu rasch bewilligt würden. Eine parlamentarische Initiative Poncet (lp, GE),
die zuvor vorgeschlagen hatte, dass die volle Beweislast für Behauptungen über
Verletzungen durch die Medien künftig beim Gesuchsteller alleine liegen solle und
Medienunternehmen bei der Beweisaufnahme nicht mitwirken müssen, wurde
zugunsten des Vorstosses der Rechtskommission zurückgezogen. 49

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.10.1995
EVA MÜLLER
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Anders als der Nationalrat trat der Ständerat nicht auf eine parlamentarische Initiative
der nationalrätlichen Rechtskommission ein, die vorschlug, dass vorsorglich verfügte
Publikationsverbote künftig beim Bundesgericht angefochten werden können. Aus
Sicht der ständerätlichen Rechtskommission ist die Berufung ans Bundesgericht schon
wegen der Dauer des Verfahrens nicht das geeignete Rechtsmittel, um eine
vorsorgliche Massnahme im Medienbereich zu überprüfen. Dem überlasteten
Bundesgericht solle zudem nicht noch mehr Arbeit aufgebürdet werden.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1996
EVA MÜLLER

1995 hatte der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative seiner Rechtskommission
Folge gegeben, wonach vorsorglich verfügte Publikationsverbote gegen
Medienerzeugnisse künftig beim Bundesgericht angefochten werden können. Im letzten
Jahr war der Ständerat auf diese Initiative aber nicht eingetreten. Diesem Entscheid
folgte nun auch der Nationalrat. 50

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.1997
EVA MÜLLER

De son côté, la sous-commission « Médias et Démocratie » de la CIP du Conseil
national a poursuivi ses travaux en vue de l’élaboration d’un nouveau système d’aide à
la presse, dont le premier élément doit être l’élaboration d’une base constitutionnelle.
Adopté à l’unanimité par la commission, le projet d’article constitutionnel sur la
politique des médias a été mis en consultation à fin octobre. La commission a par
ailleurs précisé, quelques semaines auparavant, les grandes orientations du projet. Le
principal changement devrait être le passage à une aide directe à la presse dès 2007. Le
principe de l’arrosoir dans l’attribution de subventions ayant montré son inefficacité, la
commission a insisté sur la nécessité de mieux cibler l’aide en fixant un certain nombre
de critères. Le texte prévoit que "la Confédération encourage la diversité et
l´indépendance des médias. Ce faisant, elle tient compte de l´importance des médias
pour la formation démocratique de l´opinion au niveau national, régional et local, ainsi
que pour la cohésion sociale". Les éditeurs, par l’entremise de Presse Suisse, se sont
prononcés contre ce projet d’article constitutionnel. Ils ont reconnu l’urgence
d’apporter un certain nombre de corrections mais répété leur scepticisme à l’égard
d’une aide directe. 51

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2002
ROMAIN CLIVAZ

Mitte des Berichtsjahres bekräftigte die Staatspolitische Kommission des Nationalrats
(SPK) ihren Willen, sich für die Förderung der Medienvielfalt einzusetzen, und
beantragte die Schaffung eines neuen Artikels 93a in der Bundesverfassung – den so
genannten Medienartikel. Dieser beauftragt den Bund, die Vielfalt und Unabhängigkeit
der Medien zu fördern und dabei die Bedeutung der Medien für die demokratische
Meinungsbildung auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene sowie für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt anzuerkennen. In der Vernehmlassung hatte sich die
SP zugunsten des Medienartikels geäussert, führe doch der Konzentrationsprozess in
der Presse zu Zuständen, die politisch korrigiert werden müssten. Dem hatten die
Grünen beigepflichtet, ohne jedoch mit Kritik an den Förderungskriterien der SPK zu
sparen. Auch die Freisinnigen waren angesichts der Wirkungslosigkeit des bisherigen
Systems einer direkten Förderung der Presse zugeneigt, verwahrten sich aber gegen
eine zusätzliche Regulierung des Medienmarkts. Die CVP wollte sich erst bei Vorliegen
des Gesetzesentwurfs zu den im Kommissionsbericht dargelegten Kriterien äussern,
und die SVP hatte sowohl eine indirekte als auch eine direkte Presseförderung
entschieden abgelehnt. Einhellige Ablehnung war dem Medienartikel auch seitens der
Medienbranche – des Verbands Schweizer Presse, des Schweizer Verbands der
Journalistinnen und Journalisten (SVJ) und des Schweizer Syndikats
Medienschafftender (SSM) – entgegengeschlagen, welche die Unabhängigkeit der Presse
gefährdet sahen. Nur die Mediengewerkschaft „comedia“ war für den Medienartikel
sowie für qualitative Förderungskriterien eingetreten. Der Presserat hatte sich
demgegenüber vermehrte Investitionen in die journalistische Aus- und Weiterbildung
sowie in Ombudsstellen gewünscht, und nur unter der Bedingung einer Einführung
marktüblicher Preise und der Entgeltung der anfallenden Mehrkosten durch den Bund
war schliesslich die Post zu einem Systemwechsel bereit. 52

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.07.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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In seiner Herbstsession beriet der Nationalrat die Parlamentarische Initiative „Medien
und Demokratie“, welche die Einführung einer direkten Finanzhilfe an die
Medienunternehmen aufgrund des von der SPK konzipierten Verfassungsartikels
verlangt. Kommissionssprecher Andreas Gross (sp, ZH) betonte, die SPK lege nach
vierjähriger Arbeit an der Parlamentarischen Initiative nicht etwa einen
Presseförderungsartikel, sondern einen Medienvielfaltsartikel vor. Denn Ziel des
Verfassungsartikels sei es, die regionale und lokale Pressevielfalt direkt zu fördern und
damit die geltende indirekte Presseförderung via reduzierte Posttaxen für den
Zeitungstransport mittelfristig abzuschaffen. Gegen den Willen des Bundesrats, der den
Kommissionsvorschlag für einen Medienartikel ablehnte, sich jedoch bereit zeigte, das
System der indirekten Presseförderung zu überprüfen, wies die Grosse Kammer einen
Nichteintretensantrag des St. Gallers Peter Weigelt (fdp) mit 83 zu 68 Stimmen ab.
Weigelt hatte den Wettbewerb als Triebkraft von Innovation und Leistung im
Medienbereich einer gesetzlichen Förderung vorziehen wollen. Kommissionssprecher
Gross wies hingegen darauf hin, dass in 80% der Kantone das Zeitungssterben zu quasi
monopolistischen Öffentlichkeitsstrukturen geführt habe, und Gross präzisierte als
Antwort auf die Einwände seitens der Verleger und des Bundesrats, die SPK strebe
keine Strukturerhaltung an, sondern wolle auch neuen Produkten den Zugang zum Markt
ermöglichen. Dem hielt Bundesrat Moritz Leuenberger als Vorsteher des UVEK
entgegen, Pressekonzentration bedeute nicht automatisch auch einen
Machtmissbrauch. Denn eine Vielzahl von wirtschaftlich schwachen Medien, welche alle
dieselben Agenturberichte produzierten, hätten wenig mit echter Vielfalt zu tun. Der
Nationalrat genehmigte den Förderungsartikel schliesslich mit 78 zu 53 Stimmen und
leitete das Geschäft an den Ständerat weiter. 53

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Vier gleichlautende und Ende 2018 im Nationalrat eingereichte parlamentarische
Initiativen wurden im September 2019 durch die KVF-NR behandelt. Die Initianten
Aebischer (sp, BE; Pa. Iv. 18.470), Guhl (bdp, AG; 18.471), Feller (fdp, VD; 18.472) und
Grossen (glp, BE; 18.474) zielten auf eine Anpassung von Artikel 93 der
Bundesverfassung, der neu zu einem «Medienartikel» werden sollte. Dazu sollte BV Art.
93, der bisher dem Radio und Fernsehen gegolten hatte, abstrahiert und für die Medien
generell formuliert werden; wie auch die Titel der Initiativen, «Medien in die
Bundesverfassung», bereits ankündigten. 
Begründet wurden die Vorstösse einerseits mit der mangelnden Klarheit der geltenden
Regelung, die gemäss den Initianten einen sehr offenen Begriff von Formen
fernmeldetechnischer Verbreitung von Inhalten verwende. Dies führte in ihren Augen
zu medienpolitischen und -rechtlichen Auseinandersetzungen. Andererseits sei
gegenwärtig die Presse explizit aus dem Artikel ausgenommen, obwohl sie eine wichtige
Rolle in der politischen Meinungsbildung spiele. Dadurch sei die Presse auch von
möglichen Fördermassnahmen ausgeschlossen, obwohl sie unter grossem
ökonomischen Druck stehe. Gleichwohl erbringe sie einen Service public, weshalb
generell von «Medien» gesprochen werden sollte.
Die Initiative Grossen (glp, BE) unterschied sich von den übrigen drei Initiativen
insofern, als sie noch einen fünften Absatz beinhaltete. Dieser sah vor, dass nach wie
vor – das entsprach dem bisher geltenden Wortlaut des Verfassungsartikels – eine
unabhängige Beschwerdeinstanz für Einwände gegen die Inhalte zuständig sein soll. 54

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Wie vier weitere Initiativen im Nationalrat wurde Mitte Dezember 2018 auch im
Ständerat eine parlamentarische Initiative Lombardi (cvp, TI) mit dem Titel «Medien in
die Bundesverfassung» eingereicht. Auch Lombardi wollte den Radio- und
Fernsehartikel der Bundesverfassung in einen «Medienartikel» umwandeln. 

Im Sommer 2019 befasste sich die KVF des Ständerates mit der Initiative und fand
Gefallen am Anliegen. Einstimmig gab sie der Initiative Folge, um anlässlich künftiger
Debatten über die Ausgestaltung der Presseförderung auch eine mögliche
Verfassungsänderung erwirken zu können. 55

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.07.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Die KVF-NR beriet die Initiativen «Medien in die Bundesverfassung» im Zuge einer
grösseren Aufarbeitung medienpolitischer Vorstösse Anfang September 2019. Die
Kommission begrüsste zwar die grundsätzliche Stossrichtung fünf parlamentarischer
Initiativen (Pa.Iv. 18.470; Pa.Iv. 18.471; Pa.Iv. 18.472; Pa.Iv. 18.473; Pa.Iv. 18.474),
bevorzugte jedoch eine Initiative Engler (cvp, GR; Pa.Iv. 18.479), die die Presse in der
digitalen Transformation durch eine Erweiterung der indirekten Presseförderung
unterstützen wollte. Ausschlaggebend für den Entscheid der Kommission war, dass die
Vorschläge Englers sowie weitere vom Bundesrat bereits beschlossene Massnahmen mit
der geltenden Verfassungsgrundlage umgesetzt werden können. Daneben eine Debatte
über die zeitgemässe Formulierung eines Medienartikels zu lancieren, schien der
Kommission nicht angezeigt. Deswegen beantragte die Kommission dem Rat mit 16 zu 6
Stimmen und einer Enthaltung im Falle der Initiative Grossen, respektive mit 16 zu 7
Stimmen (0 Enthaltungen) im Falle der drei anderen Initiativen aus nationalrätlicher
Feder, den Anliegen keine Folge zu geben. Die parlamentarische Initiative Lombardi
(cvp, TI; Pa.Iv. 18.473) ereilte dasselbe Schicksal mit 15 zu 7 Stimmen (1 Enthaltung). 56

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.09.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Neuformulierung von BV Art. 93 solle einen inklusiveren Wortlaut haben und
generell Medien in die Bundesverfassung aufnehmen, statt lediglich Radio und
Fernsehen zu erwähnen. Diese Forderung aus vier parlamentarischen Initiativen
behandelte der Nationalrat in seiner Wintersession 2019 (Pa.Iv. 18.470; Pa.Iv. 18.471;
Pa.Iv. 18.472; Pa.Iv. 18.474). Matthias Aebischer (sp, BE) eröffnete die Diskussion. Darin
erinnerte er an die Vorgänge zum neuen Mediengesetz, das in der Vernehmlassung
derart kritisiert worden war, dass es zwischenzeitlich auf Eis gelegt wurde. Der Grund
dieses Misserfolgs liege in der Formulierung des Medienartikels der Bundesverfassung,
der gar kein eigentlicher Medienartikel sei, weil er bloss Radio und Fernsehen benenne.
Dies gelte es mithilfe der vier Initiativen zu beheben. Die Zeiten in denen zur Sendezeit
von Radio- und Fernsehnachrichten kaum jemand auf der Strasse anzutreffen sei, seien
vorbei, sinnierte Aebsicher. Deshalb müssten die modernen Technologien
berücksichtigt werden. Auch wenn Sofortmassnahmen ergriffen worden seien, müsse
die überbrückte Zeit für diese Verfassungsänderung genutzt werde. Ähnlich
argumentierte Olivier Feller (fdp, VD), ein weiterer Initiant, der jedoch den Fokus seiner
Ausführungen auf die Medienförderung legte. Jürg Grossen (glp, BE) erinnerte an seine
eigene Motion aus dem Jahr 2015, worin er bereits die Anpassung des betreffenden
Verfassungsartikels angeregt habe (Mo. 15.3600). Sein weiteres Hauptaugenmerk legte
er auf die künftig wichtiger werdende digitale Nutzung und Informationsverbreitung
medialer Inhalte.
Für die Kommission ergriff ihr Sprecher Gregor Rutz (svp, ZH) das Wort. Er erklärte, die
Mehrheit der Kommission vertrete den Standpunkt, dass die Bundeskompetenzen im
Medienbereich nicht weiter ausgebaut werden sollten, weil staatliche Interventionen im
Medienbereich einer liberalen Demokratie widersprechen würden; sie seien falsch und
gar gefährlich. Allerdings seien in der Kommission auch andere Gründe für ein Nein
vorgebracht worden, so seien die Übergangslösungen durch das RTVG oder das PG als
genügend eingeschätzt worden. Ergänzend fügte der französischsprachige
Berichterstatter Frédéric Borloz (fdp, VD) an, dass ja für das Folgejahr 2020 bereits
Massnahmen angekündigt worden seien, die eine indirekte Medienförderung
ermöglichen sollten. Diese Vorschläge seien abzuwarten. 
In der Abstimmung tat sich ein Links-Rechts-Graben auf, wobei die Ratslinke mit
Unterstützung der GLP die Initiativen unterstützte. Die neu formierte Mitte-CVP-EVP-
BDP Fraktion (M-CEB) stellte sich auf die Seite von FDP und SVP – die sich praktisch
geschlossen gegen die Initiative aussprachen – und lehnte die Initiativen
grossmehrheitlich ab. Diese Konstellation führte zu einer Ablehnung mit 104 zu 83
Stimmen bei zwei Enthaltungen respektive 109 zu 78 und zwei Enthaltungen für die
Initiative Grossen. 57

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.12.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Nachdem sich der Nationalrat in der Wintersession 2019 bereits gegen vier
parlamentarische Initiativen gestellt hatte, die darauf abzielten, den Medienartikel in
der Bundesverfassung so zu ändern, dass nicht nur Radio- und Fernsehunternehmen,
sondern auch andere Mediengattungen direkt gefördert werden könnten, befasste sich
die kleine Kammer ein Jahr später mit einer entsprechenden parlamentarischen
Initiative aus der Feder des ehemaligen Ständerates Filippo Lombardi (cvp, TI). Im Rat
setzte sich der Antrag der Kommissionsmehrheit auf Folge geben mit 24 zu 16 Stimmen
gegen einen von Vertretenden der FDP und SVP getragenen Minderheitsantrag durch.
Für die Kommissionsmehrheit argumentierte Stefan Engler (cvp, GR) erfolgreich mit der
zunehmenden Digitalisierung und der abnehmenden Bedeutung der gedruckten Presse,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2020
MARLÈNE GERBER
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weswegen die indirekte Presseförderung, mit der die Presse von Zustellermässigungen
durch die Post profitiert, allein nicht mehr zeitgemäss sei. Die Zunahme der
Informationsmassen erhöhe auch die Anforderungen an den Qualitätsjournalismus, der
seiner Leserschaft zunehmend komplexe Entwicklungen verständlich und in den
Kontext gestellt zu vermitteln habe. Dies erfordere die Stärkung von Angeboten für eine
qualitativ hochstehende Berufsbildung sowie die Verbesserung der Arbeitsbedingungen
für Journalistinnen und Journalisten. Die Kommissionsminderheit, angeführt von Olivier
Français (fdp, VD), sorgte sich indes um die Pressefreiheit, die durch direkte
Unterstützungsmassnahmen eingeschränkt werden könnte, worunter die
Meinungsvielfalt leiden könnte. Zudem seien gezielte Eingriffe auf Gesetzesstufe ja
bereits möglich, weswegen der Nutzen einer Verfassungsänderung nicht evident sei.
«Comment pouvons-nous justifier une modification de la Constitution pour soutenir
les entreprises privées avec de l'argent public?», fragte der Minderheitensprecher nicht
zuletzt. 58

Neue Medien

Eine parlamentarische Initiative Graf-Litscher (sp, TG) verlangt, dass die staatliche
Förderung journalistischer Medien neu auch zur Unterstützung von Online-Medien
eingesetzt werden kann. Gemäss Initiantin ist auch die momentane Online-
Medienlandschaft von den grossen Verlagshäusern dominiert. Unabhängige Online-
Medien könnten sich auf eigene Faust kaum im Markt behaupten, da sie professionelle
journalistische Leistungen nur unzureichend vergüten könnten. Eine Grossmehrheit der
KVF-NR versagte dem Anliegen hingegen seine Unterstützung: Sie erachtete im
Gegensatz zur Kommissionsminderheit das bestehende Online-Angebot bereits als
vielfältig und qualitativ hochstehend; staatliche Eingriffe würden nur zu
Wettbewerbsverzerrungen führen. Mit 16 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen gab die
nationalrätliche Kommission dem Anliegen Ende August 2016 keine Folge. 59

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2016
MARLÈNE GERBER

Keine Folge gewährten die WBK-NR und der Nationalrat einer parlamentarischen
Initiative Amherd (cvp, VS), die den Bund mit der Schaffung eines
Medienkompetenzzentrums für Kinder und Jugendliche beauftragen wollte. Um ihrer
Forderung Nachdruck zu verleihen, berief sich die CVP-Nationalrätin auf den in
Erfüllung einer Motion Bischofberger (cvp, AI) erarbeiteten Bericht "Jugend und
Medien" worin der gegenwärtige Kinder- und Jugendmedienschutz als unzureichend
und zerstückelt eingestuft wurde, weswegen an der Studie beteiligte Experten die
Schaffung einer nationalen Koordinationsstelle empfahlen. Eine knappe Mehrheit der
zuständigen nationalrätlichen Kommission war hingegen der Ansicht, dass der Bund in
jüngster Zeit bereits einige Bestrebungen unternommen habe, um den Kinder- und
Jugendmedienschutz zu verbessern, so befinde sich etwa ein Aussprachepapier mit der
Film- und Computerspielbranche in Ausarbeitung und eine entsprechende Revision des
Fernmeldegesetzes sei angedacht. Der Nationalrat folgte dieser Empfehlung in der
Maisession 2017, wobei sich SVP, FDP, GLP und BDP bei beidseitiger, maximaler
Fraktionsgeschlossenheit mit 100 zu 72 Stimmen gegen einen Minderheitsantrag von
Seiten der CVP, SP und der Grünen durchsetzte. 60

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.05.2017
MARLÈNE GERBER

Der Nationalrat teilte die Ansicht der Mehrheit seiner KVF-NR und wollte keine
staatliche Förderung für Online-Medien. In der Sommersession 2017 erledigte er mit
134 zu 51 Stimmen (4 Enthaltungen) eine parlamentarische Initiative Graf-Litscher (sp,
TG), die eine solche einzuführen beabsichtigte. 61

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.06.2017
MARLÈNE GERBER

Die Schaffung einer Medienförderabgabe auf digitalen Plattformen war ein Anliegen,
das Michael Töngi (gp, LU) in einer parlamentarischen Initiative formulierte. Der
Luzerner sorgte sich um die Zukunft der Medien in der Schweiz und beobachtete eine
Tendenz zum Abbau der Angebote, was gerade in der lokalpolitischen Berichterstattung
bedenklich sei. Deswegen müssten vielfältige Medien gestärkt und mit zusätzlichen
Finanzquellen unterstützt werden. Dafür schlug der Initiant eine Digitalabgabe vor.
Diese soll auf in der Schweiz erzielte Gewinne von Internetplattformen erhoben
werden, die in der Schweiz produzierte Medieninhalte zugänglich machen. Dabei sollen
Betreiber von sozialen Netzwerken und weiteren Informations- und
Unterhaltungsdiensten abgabepflichtig werden. Die erzielten Erträge sollen zur
Förderung des Service public in der Sparte der elektronischen Medien eingesetzt
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werden. 62

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Michael Töngi (gp, LU) die Schaffung
einer gesetzlichen Grundlage für ein Fördermodell zugunsten der elektronischen
Medien. Damit bekräftigt Töngi seine Absicht, neue Formen der medialen
Berichterstattung zu Stärken, wie er das mit seiner ersten parlamentarischen Initiative
(Pa.Iv. 19.417) schon angestossen hatte. Seine Sorge über den Niedergang publizistischer
Grundversorgung in der Berichterstattung über demokratierelevante Inhalte, so
beispielsweise die lokale und regionale Politik, gaben den Anlass zu diesem Schritt.
Gerade auf lokaler und regionaler Ebene sah der Initiant die Medienqualität gefährdet.
Deshalb wollte er neben den bereits förderfähigen SRG-Publikationen und den
konzessionierten Radio- und Fernsehstationen auch eine direkte finanzielle Zuwendung
für Online-Medien ermöglichen. Dieses Modell sollte die indirekte Presseförderung
ergänzen. Für die Umsetzung des Anliegens schlug er die Errichtung von Stiftungen vor,
um die Unabhängigkeit der Medien von den Behörden aufrechterhalten zu können. Mit
der Anbindung an eine Leistungsvereinbarung sollte zudem die Stärkung der lokalen und
regionalen Vielfalt sichergestellt werden. 

Die KVF-NR befasste sich Anfang September 2019 mit dem Anliegen. In der Kommission
stiess die Initiative auf wenig Wohlwollen. Zwar waren sich die Kommissionsmitglieder
einig, dass es einer Unterstützung elektronischer Medien in der digitalen
Transformation bedürfe, wobei auch die indirekte Presseförderung erweitert werden
solle. Aber statt Töngis Stossrichtung zu unterstützen, gab die Kommission der
parlamentarischen Initiative Engler (cvp, GR; Pa.Iv. 18.479) Folge. Diese war nach dem
Votum der nationalrätlichen Kommission von beiden Kommissionen befürwortet
worden und konnte dadurch in den Gesetzgebungsprozess übergehen. 
Die Initiative Töngi wurde zwar von einer Kommissionsminderheit Aebischer (sp, BE)
unterstützt, unterlag jedoch in der Kommission mit 16 zu 7 Stimmen, womit ihr keine
Folge gegeben wurde. Ausschlaggebend war auch, dass die in der Kommissionssitzung
anwesende Departementschefin einen neuen Entwurf für ein Massnahmenpaket zur
Förderung der Medien angekündigt hatte.

In der Wintersession 2019 musste sich das Ratsplenum zur Initiative äussern. Dort
wurde jedoch gar nicht erst debattiert: Der Initiant zog seinen Vorstoss zurück. Er
bekräftigte seine Meinung, dass im Bereich der Online-Medien Handlungsbedarf
bestehe, zeigte sich aber einverstanden damit, die Vorschläge des Bundesrates
abzuwarten. 63

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.09.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Schaffung einer Medienförderabgabe auf digitalen Plattformen, wie sie mit einer
parlamentarischen Initiative Töngi (gp, LU) gefordert wurde, fand wenig Rückhalt in der
KVF-NR. Mit 16 zu 7 Stimmen wurde ihr keine Folge gegeben. Drei Punkte waren für den
negativen Entscheid ausschlaggebend. Einerseits wurden bereits Schritte in die Wege
geleitet, um die Problematik anzugehen. Erstens wurde die parlamentarische Initiative
Engler (cvp, GR; Pa.Iv. 18.479) angenommen, mit der die indirekte Presseförderung
gestärkt werden soll, und zweitens gab der Bundesrat bekannt, dass 2020 ein
Massnahmenpaket zur Medienförderung vorgestellt werde. Andererseits berief sich die
Kommission, drittens, auf einen früheren Entscheid: Im Rahmen der Beratungen zum
Urheberrechtsgesetz war beschlossen worden, die Entwicklungen in der EU
abzuwarten.
Eine Kommissionsminderheit Aebischer (sp, BE) war der Meinung, dass eine Stärkung
der Medien mittels neuer Finanzquellen nötig sei. Die vorgeschlagene Abgabepflicht für
Betreiber von digitalen Plattformen wurde daher begrüsst. 64

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.09.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die mittels parlamentarischer Initiative Töngi (gp, LU) geforderte Schaffung einer
Medienförderabgabe auf digitale Plattformen stand auf der Traktandenliste des
Nationalrates in seiner Wintersession 2019. Nachdem die Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen dem Vorstoss eine Abfuhr erteilt hatte, brachte der Initiant sein
Anliegen im Plenum vor. Dort zeigte er seine Bedenken erneut auf und wies auf die den
hiesigen Konzernen entgangenen Werbeeinnahmen im vergangenen Jahrzehnt und auf
den gleichzeitig stattfindenden Umbruch in der Werbebranche hin, der die Werbung
weg von den traditionellen Märkten – im Medienbereich die Presse –, hin zu
Onlinewerbung führe. Zudem kritisierte er, dass die Gewinne dadurch
grossmehrheitlich zu ausländischen Konzernen flössen. Dem müsse mit einer Abgabe
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entgegengetreten werden, die den schweizerischen Medien zugute kommen würde.
Töngi plädierte auch dafür, dass die Schweiz einen bedeutungsvollen Schritt mache,
denn international werde diese Problematik «heiss» diskutiert. Nur so könne man aus
der Verteidigungshaltung ausbrechen, die die Schweiz, nach Empfinden des Initianten,
noch einnehme. Trotz eines unterstützenden Votums des Minderheitssprechers
Aebischer (sp, BE) unterlag die Initiative auch im Ratsplenum. Mit 125 zu 69 Stimmen
(keine Enthaltungen) blieb das Anliegen letztlich chancenlos. 65
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